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Die massiven antisemitischen Angriffe auf Twitter gegen die Zweitplatzierte bei
der Wahl zur Miss Frankreich am 20. Dezember 2020 werfen einmal mehr die
Frage nach einer Verschärfung der Maßnahmen im Kampf gegen Hass im Internet
auf. Das so genannte „Avia“-Gesetz vom 24. Juni 2020 zur Bekämpfung von
Hassbotschaften im Internet sah vor, die sozialen Netzwerke dazu zu verpflichten,
eindeutige Hassbotschaften innerhalb von 24 Stunden (in manchen Fällen sogar
innerhalb einer Stunde) zu löschen. Allerdings wurden fast alle Bestimmungen
dieses Gesetzes vom Conseil constitutionnel (Verfassungsrat) aufgehoben. Zu den
wenigen verbleibenden Maßnahmen gehört die Einrichtung einer „digitalen
Staatsanwaltschaft“, mit dem Ziel, Klagen bei einer zentral zuständigen
Gerichtsinstanz einfacher einreichen und auf diese Weise effizienter gerichtlich
gegen Hassbotschaften vorgehen zu können.

In Anwendung von Artikel 15-3-3 der Strafprozessordnung in der Fassung von
Artikel 10 des Avia-Gesetzes, wird dem Pariser Gericht per Dekret vom 24.
November 2020 die Zuständigkeit für Klagen wegen Mobbing oder
diskriminierender sexueller Belästigung im Internet übertragen, wenn online
Anzeige erstattet wurde und die rechtswidrige Handlung in Frankreich erfolgt ist.
In Anbetracht der Tatsache, dass sich aus dieser landesweiten Zuständigkeit eine
Kompetenzüberschneidung mit den anderen, örtlich zuständigen Gerichten ergibt,
und um „in Echtzeit“ gerichtlich gegen Drohungen und den Tatbestand der
Hassrede erfüllende Handlungen im Internet vorgehen zu können, hat
Justizminister Eric Dupond-Moretti am 24. November ein Rundschreiben an
sämtliche Staatsanwaltschaften verschickt, in dem der Zuständigkeitsbereich und
die Kriterien für eine Anrufung der zentralen Gerichtsinstanz beschrieben werden.
Zuständig ist das Pariser Gericht demnach für Verstöße in Form unmittelbarer
Anstiftung im Internet zur Begehung eines Vergehens oder einer Straftat (Art. 24,
Abs. 1 und 2 des Gesetzes von 1881), Anstiftung zu Diskriminierung, Hass oder
Gewalt (Art. 24, Abs. 7 und 8), öffentliche Beleidigung und öffentliche
Verleumdung aufgrund von Herkunft, Rasse, Religion, Geschlecht oder sexueller
Orientierung sowie Mobbing, wenn im Rahmen der Hassbotschaft ein
erschwerender Umstand (Herkunft, Rasse, Religion des Opfers) zu berücksichtigen
ist. Als Kriterien für eine Anrufung der Pariser Anwaltschaft gelten: Das Verfahren
ist aufgrund der technisch anspruchsvollen Untersuchung des Falles sehr komplex
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oder es liegt insofern eine schwerwiegende Störung der öffentlichen Ordnung vor,
als die Angelegenheit ein breites Medienecho hervorruft oder es sich um eine
extrem sensible Angelegenheit handelt. Die zentrale Gerichtsinstanz wird eng mit
der französischen Plattform "Pharos" zur Erkennung von Internetkriminalität
zusammenarbeiten.

Kapitel IV des am 9. Dezember dem Ministerrat vorgelegten Gesetzentwurfs zur
Wahrung der Grundsätze der Republik, der von Februar an im Parlament
debattiert werden soll, umfasst eine Reihe von Bestimmungen zur Bekämpfung
von Hassreden und illegalen Online-Inhalten. Es präsentiert einen neuen
Straftatbestand, den der „Gefährdung des Lebens einer Person“ durch die
Verbreitung von Informationen aus ihrem Privatleben, mit der Absicht, „sie oder
ihre Familienangehörigen einer unmittelbaren, vom Straftäter einkalkulierten
Gefahr eines Schadens für die Person oder ihr Eigentum auszusetzen“. Dieser
neue Strafbestand ist als Reaktion auf die Hasskampagne gegen den im
vergangenen Oktober ermordeten Lehrer Samuel Paty zu werten und wird mit
einem Freiheitsentzug von drei Jahren und einer Geldstrafe von EUR 45.000
geahndet. Der Gesetzentwurf enthält ferner eine Maßnahme zur Bekämpfung von
„Mirroring“ illegaler, per Gerichtsurteil untersagter und gesperrter Inhalte.

Im Vorgriff auf die Umsetzung des Digital Service Act (DSA) wurde schlussendlich
im Text auch eine Bestimmung zur Regelung des Umgangs mit illegalen Inhalten
in den sozialen Netzwerken und Suchmaschinen unter der Kontrolle des Conseil
supérieur de l’audiovisuel (Rundfunkregulierungsbehörde – CSA) eingeführt.

 

Décret n° 2020-1444 du 24 novembre 2020 pris pour l'application de
l'article 15-3-3 du Code de procédure pénale Projet de loi confortant le
respect des principes de la République

https://www.assemblee-
nationale.fr/dyn/15/dossiers/respects_principes_republique?etape=15-AN1-DEPOT

Dekret Nr. 2020-1444 vom 24. November 2020 in Anwendung von Artikel 15-3-3
der Strafprozessordnung Gesetzentwurf zur Wahrung der Grundsätze der Republik
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